Hinweise zum gesamten Verfahren;

auch zu später einzugebenden Gründen:
Zur Zuständigkeit, § 211 FamFG:
Ausschließlich zuständig ist nach Wahl des Antragstellers

1. 
das Gericht, in dessen Bezirk die Tat begangen wurde,
2. 
das Gericht, in dessen Bezirk sich die gemeinsame Wohnung des
Antragstellers und des Antragsgegners befindet oder
3. 
das Gericht, in dessen Bezirk der Antragsgegner seinen gewöhnlichen
Aufenthalt hat.

Zum Antrag:

Im Falle des Erlasses einer einstweiligen Anordnung ohne mündliche Verhandlung wird fingiert, dass der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung ohne mündliche Verhandlung zugleich als Antrag zur Zustellung der einstweiligen Anordnung und deren Vollziehung durch den Gerichtsvollzieher durch Vermittlung der Geschäftsstelle anzusehen ist; die Partei kann verlangen, dass der Gerichtsvollzieher die Zustellung nicht vor der Vollziehung vornehmen darf (§ 214 Abs. 2); auch in diesem Fall wird die einstweilige Anordnung mit Erlass wirksam, andernfalls mit der Zustellung durch den Gerichtsvollzieher (§ 41). (Bumiller/Harders, Freiwillige Gerichtsbarkeit FamFG, 9. Auflage 2009 RN 6 zu § 214)
In einem solchen Fall ist es erforderlich, den folgenden Antragspunkt mit aufzunehmen:
5. 
Die Zustellung darf nicht vor der Vollstreckung erfolgen.

§ 214 FamFG

(1) 1Auf Antrag kann das Gericht durch einstweilige Anordnung eine vorläufige Regelung nach § 1 oder § 2 des Gewaltschutzgesetzes treffen. 2Ein dringendes Bedürfnis für ein sofortiges Tätigwerden liegt in der Regel vor, wenn eine Tat nach § 1 des Gewaltschutzgesetzes begangen wurde oder auf Grund konkreter Umstände mit einer Begehung zu rechnen ist. 

(2) Der Antrag auf Erlass der einstweiligen Anordnung gilt im Fall des Erlasses ohne mündliche Erörterung zugleich als Auftrag zur Zustellung durch den Gerichtsvollzieher unter Vermittlung der Geschäftsstelle und als Auftrag zur Vollstreckung; auf Verlangen des Antragstellers darf die Zustellung nicht vor der Vollstreckung erfolgen. 

Zu den Gründen:

· die Belästigung/Bedrohung muss gegen den ausdrücklichen Willen erfolgen; der Wille muss entsprechend ausdrücklich erklärt worden sein, z. B. durch wörtliche Aussprache, Brief, SMS, Email; gegebenenfalls sind Zeugen für die Willenserklärung zu benennen

· die Überlassung der Wohnung muss eigentlich binnen 3 Monaten nach der Tat schriftlich verlangt werden; siehe den folgenden Kommentarauszug hierzu 
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Verwirkung des Anspruchs (§ 2Abs 3 Nr 2 GewSchG). 

10Die verletzte Person verwirkt ihren Anspruch, wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach der Tat die Überlassung der Wohnung schriftlich vom Täter verlangt hat. Auf den Nachweis des Zugangs des schriftlichen Verlangens ist Wert zu legen. Der Fristablauf beginnt mit jeder Tat neu (Palandt/Brudermüller Rn 7). Der Ablauf der Frist kann der verletzten Person nicht entgegen gehalten werden, wenn es ihr weder möglich noch zumutbar war, den Zugang bei dem Täter zu bewirken. Diese Regelung schafft innerhalb eines angemessenen Zeitraums nach dem Vorfall Klarheit über die Nutzungsbefugnis hinsichtlich der Wohnung, gibt der verletzten Person andererseits hinreichend Überlegungszeit für die künftige Lebensgestaltung. Die verletzte Person muss zum Zeitpunkt der Geltendmachung des Anspruchs auf Wohnungsüberlassung nicht mit dem Täter in der bislang gemeinsam genutzten Wohnung leben. Hat sie anderweitig Schutz gesucht, bleibt ihr die Möglichkeit der Rückkehr in die gemeinsame Wohnung.
